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(Nr. 8844.) Geſetz/ enthaltend Beſtimmungen über Gerichtskoſten und über Gebühren der 
Gerichtsvollzieher. Vom 21. März 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 


. 1. 


was folgt: 


Soweit die in dem Ausführungsgeſetze vom 10. März 1879 (Geſe⸗ 


Samml. S. 145) in Bezug genommenen Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes 
vom 18. Juni 1878 (Reichs-Geſetzbll. S. 141) und der Gebührenordnung für 
Gerichtsvollzieher vom 24. Juni 1878 (Reichs ⸗Geſetzbl. S. 166) durch das 
Reichsgeſetz vom 29. Juni 1881 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 178) Abänderungen oder 
Zuſätze erfahren haben, gelten dieſelben auch für die Anwendung des Geſetzes 
vom 10. März 1879. . i re FEER 

$. 2. 


Die Beglaubigungen der Unterfehriften unter den zu Eintragungen oder 
Löſchungen in einem Grund- oder Hypothekenbuche (Stockbuche, Schuld- und 
Pfandprotokolle) erforderlichen Anträgen und Urkunden find ſtempelfrei. 


N 8 §. 3. ARE: 
An Stelle des $. 15 des Ausführungsgeſetzes vom 10. März 1879 treten 
die folgenden Beſtimmungen: 

Für die Erledigung der in dem Handelsgeſetzbuch und in den 
Einführungsgeſetzen zu demſelben, ſowie in dem Geſetze vom 4. Juli 1868, 
betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirthſchafts— 
genoſſenſchaften, den Gerichten zugewieſenen, von den Deutſchen Prozeß⸗ 
ordnungen nicht betroffenen Angelegenheiten, welche eine Entſcheidung 
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Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1882. 


/ 


N Se hd re a TIL, 


des Gerichts erfordern, mit Ausnahme der in den g. 3, 13, 14 des 


gegenwärtigen Geſetzes erwähnten, werden drei Zehntheile der Sätze 
des $. 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes erhoben. 

Wird der Antrag vor Erlaß einer Entſcheidung in der Hauptſache 
oder über das Verfahren zurückgenommen, ſo wird ein Zehntheil der 
erwähnten Sätze erhoben. 

Für die höhere Inſtanz finden die $$. 45, 46 und für alle In⸗ 
ſtanzen die Vorſchriften der $$. 2, 101 des Deutſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes entſprechende Anwendung. 

Erfolgt in den Fällen der Artikel 348, 365, 407 des Handels⸗ 
geſetzbuches die gerichtliche Vernehmung von Sachverſtändigen, fo werden 
für dieſelbe nochmals zwei Zehntheile der vollen Sätze ($. 8) erhoben. 


. 4. 


Die Vorſchrift des Artikels XII II Abſatz 3 des Geſetzes vom 7. März 1870, 
betreffend die Gerichtskoſten im Bezirke des Appellationsgerichts zu Wiesbaden 
(Geſetz Samml. S. 193), wird aufgehoben. 


8. 5. 


Der F. 4 des Geſetzes, betreffend den Anſatz und die Erhebung der Gerichts⸗ 
koſten, vom 10. Mai 1851 (Anlage) tritt auch für die Provinz Hannover, das 
Gebiet der vormaligen freien Stadt Frankfurt und den Bezirk des Oberlandes- 
gerichts zu Cöln in Kraft. 

Die Gebührenfreiheit entbindet nicht von der Bezahlung der baaren Auslagen 
(§. 79 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 18. Juni 1878). 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 21. März 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Bitter. 


Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 
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Auszug 


dem Geſetze, betreffend den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten, 
vom 10. Mai 1851. 


$. 4. 
Von der Zahlung der Gerichtskoſten ſind befreit: 


1) der Fiskus und alle öffentliche Anſtalten und Kaſſen, welche für Rech- 
nung des Staates verwaltet werden oder dieſen gleichgeſtellt find; 


2) alle öffentliche Armen-, Kranken⸗ „Arheits⸗ und Beſſerungsanſtalten, 
ferner Waiſenhäuſer und andere milde Stiftungen, inſofern ſolche nicht 
einzelne Familien oder beſtimmte Perſonen betreffen, oder in bloßen 
Studienſtipendien beſtehen, ſowie endlich die Gemeinden in den die 
Verwaltung und Mittel der Armenpflege betreffenden Angelegenheiten 


3) alle öffentliche Volksſchulen j . 


4) alle öffentliche gelehrte Anſtalten und Schulen Kirchen, Pfarreien, 
Kaplaneien, Vikarien und Küſtereien „jedoch nur inſoweit, als die Ein- 
nahmen derſelben die etatsmäßige Ausgabe, einſchließlich der Beſoldung 
oder des ſtatt dieſer überlaſſenen Nieß brauchs, nicht überſteigen, und 
dieſes durch ein Atteſt der denſelben vorgeſetzten Behörden oder Oberen 
beſcheinigt wird. Inſoweit aber in Prozeſſen oder anderen Rechts- 
angelegenheiten derſelben ſolche Anſprüche, welche lediglich das zeitige 
Intereſſe derjenigen berühren, welchen die Nutzung des betreffenden Ver⸗ 
mögens für ihre Perſon zuſteht, zugleich mitverhandelt werden, haben 
letztere, wenn ſie ſich nicht etwa zum Armenrecht qualifiziven, die auf 
ihren Theil verhältnißmäßig fallenden Koſten zu tragen, 

5) Militärperſonen rückſichtlich der von ihnen bei der Mobilmachung errich⸗ 
teten einfeitigen und wechſelſeitigen Teſtamente, ſowie deren Zurücknahme 
und Publikation. Auch ſind die Provokationen auf Todeserklärung 
der im Kriege vermißten Militärperſonen koſtenfrei zu bearbeiten; 

6) dem Finanzminiſter wird die Befugniß eingeräumt, in Uebereinſtimmung 
mit dem betreffenden Reſſortminiſter auch ſolchen Privatunternehmungen, 
welche nicht auf einen beſonderen Geldgewinn der Unternehmer gerichtet 
ſind, ſondern einen gemeinnützigen, nicht auf einzelne Familien oder 
Korporationen beſchränkten Zweck haben, eine Gebührenfreiheit vor⸗ 
behaltlich Unſerer in Uebereinſtimmung mit den bei ihrem nächſten 
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ee 
Zuſammentreten darüber zu hörenden Kammern zu ertheilenden Geneh- 
migung zu bewilligen. 

Was die bisher ſolchen Unternehmungen, z. B. Penſions⸗ und Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten, Bürger-Rettungsinſtituten u. ſ. w. bereits bewilligten 
Befreiungen betrifft, fo behält es im Allgemeinen dabei fein Bewenden; 
wenn aber in einzelnen Fällen die Befreiung zweifelhaft iſt, ſo iſt 
darüber gemeinſchaftlich von den Miniſtern der Finanzen und der Juſtiz 
zu entſcheiden. 

Im Uebrigen werden alle, gewiſſen Ständen und den nur zum Vortheil 
einzelner Klaſſen der Staatsbürger errichteten Inſtituten, z. B. den ritterſchaft⸗ 
lichen Kreditinſtituten, bewilligte Befreiungen aufgehoben. 

Die einer Partei bewilligte Befreiung ſoll in keinem Falle der anderen 
Partei zum Nachtheil gereichen; insbeſondere wird die dem Fiskus zugeſtandene 
Befreiung von einem verhältnißmäßigen Beitrage zu den Kommunkoſten im Kon⸗ 
kurſe (Allgemeine Gerichtsordnung Th. I Tit. 50 F. 531) aufgehoben. 


— — — e; — ³ 


(Nr. 8845.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. März 1882, betreffend die anderweite Abgrenzung 
der Eiſenbahndirektionsbezirke Bromberg und Berlin. 


Au Ihren Bericht vom 21. März d. J. beſtimme Ich, daß die zur Zeit zu 
dem Eiſenbahndirektionsbezirk Bromberg gehörende Strecke Frankfurt a. d. Oder — 
Küſtrin von einem nach Maßgabe des Staatshaushalts⸗Etats durch Sie noch 
näher feſtzuſetzenden Termine ab aus dieſem Bezirke ausgeſchieden und dem Eiſen⸗ 
bahndirektionsbezirk Berlin einverleibt wird. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 27. März 1882. ’ 


Wilhelm. 


Maybach. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


— — ͤ yF— 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


